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U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: o,.„„„„„„°'
„„„„„„ „ „„„„„ „„„OD,

Zugestellt am
20 Sept<> 1968

‚ g e g e n

‘'°'°‘oooo aaaaaaaa oooocoooooco ooooooo ooooooeooooo,

Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 300 Mai 1968 durch

Senatspräsident R a a c k

‘ — Vorsitzender —‚
Bundesrichterin G e y s e r ' ' und
Bundesrichter ' Dr„ F r4i e d e r i c h s,
Bundessozialrichter G r a e f ‚V,: und

‚Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

Die REVision der Klägerin gegen das Urteil des

_Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom
40 Juni 1965 wird zurückgewieseno
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G r ü n d e :

Der Rechtsstreit betrifft die Frage; ob der am

10. Mai 1966 gestorbene ursprüngliche Kläger für die

Zeit vom 10 Oktober 1962 bis zum 300 September 1965

Kinderzuschuß für ein Pflegekind zu seiner Versicher—

tenrente beanspruchen konnte (@ 1262 Abs° 1 und 2 '

Nrc 7 der Reichsversieherungsordnung —R‘v'O—_)°

Der ursprüngliche Kläger bezog von der Beklagten seit

Oktober 1962 Rente aufgrund der am 200 April 1962

eingetretenen Erwerbsunfähigkeit „ Die Beklagte lehnte

die'Gewährung eines kinderzuschusses für das am

250 Februar 1946 geborene Kind Wolfgang Kft■33ab, weil

nach den Einkommensverhältnissen der Familie nicht

festzustellen sei, daß der ursprüngliche Kläger zum

Unterhalt des Kindes nennenswert beigetragen habe

.(Bescheid vom 14° Februar 1964)°

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hatte im

April 1962 der ursprüngliche Kläger einen monatlichen

Bruttoverdienst von 4509——DM„ Seine Ehefrau hatte ein
‘Wöchentliches Nettoeinkommen von 60‚—— DM bis
-70‚-- D1v’nDas Kind erhielt monatlich von seinemEr—

zeuger 72i" DM an Unterhalt9 ferner seit dem 15 April
1962 auch eine Lehrlingsbeihilfe von 50‚-— DM, später

70‚—— DM bzw° 80,—— DM bzw„ 1001”' DM sowie seit
Oktober 1962 eine Berufsausbildungsbeihilfe vom Ar—
beitsamt in wechselnder Höhe von monatlich äOi—— DM,

20,—— DM (ab April 1963)9'107—— DM (Dezember 1963

bis Februar 1964) und 60‚—— DM (seit März 1964)o

Das Sozialgericht (SG) Itzehoe hat die Klage des
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ursprünglichen Klägers abgewiesen (Urteil vom
21; September l964)° Das Schleswig—Holsteinische
Landessczialgéricht (LSG) hat seine Berufung zurüdk—

gewissen (Urteil vom 4, Juni 1965)° Es hat im we—
sentlichen sinngemäß ausgeführt, die Höhe des Ge—

-samtaufwands für das Kind hänge davon ab, was es

nötig und wieviel es selbst an Einkünften gehabt

habe (Hinweis auf die Bewertung von Saohbezügen

in BABl 1964, 205; BSG 21, 155)° Wenn man mit dem
Kläger meinen würde, sicher feststellen zu können,

daß für den Unterhalt des Kindes monatlich 18OY4—DM
aufgewendet worden seien, könne doch nicht festge—

stellt werden, daß der ursprüngliche Kläger nicht

unerheblich zum Unterhalt des Kindes beigetragen

habeo Bei den monatlichen Einkünften des Kindes von
1521—— DM in der Zeit von Oktober bis Dezember 1962

liege die zum Gesamtaufwand erforderliche Zuzahlung

von 28‚—— DM erheblich unter 25 voH„ des Mindestbe—
darfs° Es beständen Bedenken, Unterhaltsbeiträge der

Ehefrau für das Kind in bar oder Dienstleistungen

als Unterhaltsbeitrag des ursprünglichen Klägers an—
zusehen° Der Zuschuß für das Kind stamme aus Mitteln

beider Eheleute und nicht allein vom ursprünglichen

Klägero Gemäß@1262 Abs° 7 Evo —wonachder Kinder-
zuschuß nur bis zum Ende des Monats, in dem die

Voraussetzungen des Anspruchs auf Kinderzuschuß ent-

fallen, gewährt wird — müsse auch die Folgezeit be-

achtet werden°Die Einkünfte des Kindes hätten zwar
geschwankt‚ doch habe es seit Oktober 1962 nie Ein—

künfte von weniger als 140„——DM monatlich gehabt°

Auch ein Zusbhuß von höchstens 40‚—— DM monatlich

liege unter 25 VOH° des Gesamtaufwands°

Der ursprüngliche Kläger hat Revision eingelegte Seine

Witwe führt den Rechtsstreit weiter„ Sie beantragt,

das Urteil des LSG und das Urteil des SG sowie den
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Bescheid der Beklagten vom 14° Januar 1964 aufzu—
heben und die Beklagte zu verurteilen, für die Zeit

vom 10 Oktober 1962 bis zum 300 September 1965 —
Ende der Lehrzeit — einen Kinderzuschuß zur Versich—

ertenrente zu gewähreno

Die Revision ist der Auffassung9 es sei auf den

letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor Eintritt

des Versicherungsfalls abzustellen„ Das Kind habe

bis Ende März 1962 nur den Unterhalt seines Erzeu-

gers von 72„—— DM monatlich bezogen° Ab 10 April

1962 sei die Lehrlingsbeihilfe dazugekommen° Zur Zeit

‚des Versicherungsfalles habe das Kind monatlich nur
1223—— DM gehabto Bei einem monatlichen Gesamtauf—

wand von 180‚—— DM seien die fehlenden 58P——DM
als wesentlich anzusehen‚ und zwar auch dann9 wenn

man berücksichtige, daß die mitverdienende Ehefrau

zum Pamilieneinkommen beigetragen habeo Die Be—

rufsausbildungsbéihilfe des Arbeitsamts sei erst
später

wegen der durch die Erwerbsunfähigkeit des

ursprünglichen Klägers bedingten Einkommensänderung

gewährt worden° Sie dürfte nicht mitberücksichtigt

werden, weil sie nur subsidiär bei Vorliegen von
V»

Bedürftigkeit gewährt werde° Die mit der Erwerbsun—

fähigkeit einhergehende Veränderung des Familien—

einkommens könne nicht dazu führen‚ den Anspruch

auf hinderzuschuß deshalb zu verneinen, weil eine

andere Stelle subsidiär die fehbnden Unterhalts—

kosten für das Pflegekind übernehme°

Die Beklagte beantragt9 die Revision zurückzuweiseno
Sie ist der Auffassung, die Voraussetzungen der

Pflegekindeigenschaft nach @ 1262 Abs„ 2 Nr„ 7 RVO
müßten nicht nur bei Eintritt des Versicherungs—

falles Vorgelegen haben, sondern auch für die Be-

zugsdauer des beanspruchten Kinderzuschusses gege—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_'5 ;

ben seine Der Anspruch entfalle, wenn sich im Laufe

des Rentenbezugs die Einkommensverhältnisse des

Kindes so änderten, daß der Unterhaltsbeitrag des

Berechtigten nicht mehr als wesentlich angesehen wer—

den könneo Es komme nicht auf den Rechtsgrund und

Rechtscharakter der zur Vermehrung des Einkommens

des Kindes führenden Zuwendungen an, weil nach

@ 1262 Abs° 2 Nr„ 7 RVOlediglich die tatsächlichen
Verhältnisse zugrunde zu legen seien° '

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden

(5 124 Abso 2 SGG)°

II

Die Revision ist nicht begründet° Das LSGhat im
Ergebnis zu Recht entschieden, es könne nicht fest—

gestellt werden, daß der ursprüngliche Kläger nicht

unerheblich zum Unterhalt des Kindes beigetragen habe„

Nach 5 1262 Abs° 1EVOe■öhmsich unter bestimmten
Voraussetzungen die Rente wegen Berufsunfähigkeit

oder wegen Erwerbsunfähigkeit und das Altersruhegeld

für jedes Kind um den Kinderzuschuß° Als Kinder gel—'

ten u.‚a° auch Pflegekinder im Sinne des @ 1262 Abso

_2 Nr„ 7 RVO° Diese V0rschrift ist hier iVm @2 Abs° 1
Satz 3_des Kindergeldgesetzes (KGG) idF vom 27° Juli
1957 anzuwenden; denn der zu beurteilende Sachverhalt

ist während der Geltung dieser Fassung eingetreten

(Art° VII KGG, @47 des Bundeskindergeldgesetzes
—BKGG-; BSG 12,35)„ Im übrigen bringt die Neufassung

des 5 1262 Abs; 2 Nro 7 EVO durch % 36 Abs„ 2 BKGG
heine inhaltlicheblnderung° @ 1262 Abs° 7 BVD, wonach
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der Kinderzuschuß von Beginn des Monats an, in dem

die Voraussetzungen des Anspruchs erfüllt sind, bis
zum Ende des Monats, in dem sie entfallen9 gewährt

wird, ist unverändert geblieben°

Danach ist VorausSetzung für die GeWährungdes Kin—
derzuschusses9 daß ein Pflegekindschaftsverhältnis

vor Eintritt des Versicherungsfalls begründet werden

ist und daß es während der Zeit, für die Kinderzu—

schuß begehrt wird9 fortbesteht° Für das Bestehen
eines Pflegekindschaftsverhältnisses müssen in der

Person des Kinderzuschuss—Begehrenden drei Voraus—

setzungen-erfüllt sein: das Kind muß in seinen Haus—
halt aufgenommen sein, ein familienähnliches, auf

längere Dauer berechnetes Band muß zwischen ihm und

dem Kind bestehen und er muß zun Unterhalt des hindes

nicht unerheblich beitrageno Bei einem Pflegekind

im Haushalt eines Ehepaares müssen die Voraussetzun—

gen gerade in der Person des den Kinderzuschuß

Begehrenden erfüllt sein (vgl„ BSG in SozR Nr° 13 zu
5 2 KGG)°

Das LSG ist von der richtigen Rechtsauffassung aus—

gegangen, daß ein Unterhaltsheitrag der Ehefrau des

Rentners in Form von Dienstleistungen oder Barlei—

stungen auf ihrem eigenen Arbeitsverdienst nicht dem

Renter — das ist hier der ursprüngliche Kläger — als

dessen Unterhaltsbeitrag zugerechnet werden kann„ Es
hat dazu festgestellt, daß der Zuschuß zum zum Ge—

samtaufWand für Wolfgang Krr:x aus
Mitteln beider

Ehegatten und nicht allein vomnursprünglichen Kläger

stammte°

Das Bundessozialgericht (BSG) hat schon entschieden,
daß ein nicht unerheblicher Unterhaltsbeitrag im

Sinne des 5 2 Abso 1 Satz 3 KGG jedenfalls dann vor—
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liegt, wenn der Unterhaltsbeürag sowohl seinem Be——

trag nach als auch im Verhältnis zum Gesamtaufwand

für das Kind ins Gewicht fällt (BSG 21, 155 und

Urteil Vom 16, Februar 1968 — 7 RKg 13/65 — ); es
hat dies bei einem zusätzlichen Aufwand des Pflege—

vaters von monatlich 40‚—- bis 50,—— DM zum Ein—

kommen des Kindes von 130,—— DM bis 140,—— DM bei

einem Gesamtaufwand für das Kind'von 180‚—— DM be—

jaht; dieser Beitrag des Pflegevaters sei mit rund

25 V,Ho des Gesamtaufwands ein wesentlicher Beitrag°

Der Senat braucht-sich hier nicht näher damit aus—
einanderzusetzen,

wo die Grenze zwischen einem"nicht

unerheblichen" und einem unerheblichen Beitrag zum

Unterhalt zu ziehen ist, ob ein Betrag schon dann
nicht unerheblich ist, wenn er mehr ausmacht, als

ein bloßes Taschengeld oder Gelegenheitsgeschenke

(vgl° Verbandskommentar zur EVO, 6, Auflage, Anm, 11 —
zu 3 — zu 5 1262 RVG), ob er in einem bestimmten

prozentualen Verhältnis zum Gesamtaufwand des Pfle-

gekindes stehen muß und ob bei der nominellen Höhe

(s, BSG21, 155, 156) im Hinblick auf die in
®-1262 Abs; 8 EVO ausgedrückte‚ Funktion des Kinder—

zuschusses — Verwendung für das Kind (SOZB Nr, 7 zu
5 1262 EVO) — auch ein bestimmtes Verhältnis des

Unterhaltsbeitrags zur Höhe des Kinderzuschusses nicht

unterschritten werden soll° Hier kann nämlich für

die streitige Zeit — 1, Oktober 1962 bis 30, Septem—

ber l965 — nicht bejaht werden, daB die Voraussetzung

der Leistung eines "nicht unerheblichen" Beitrags .

zum Unterhalt des Kindes durch den früheren Kläger

erfüllt ist°

Der Revision kann zugegeben werden, daß Anfang April

1962 vor Eintritt des Versicherungsfalls die Pflege—

eltern zu den Einkünften des Pflegesohnes von 72‚——

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- g _

lund 50f——DMwertmäßig zum Gesamtaufwandnoch etwa
60f——DM beizusteuern hatten und daß ein vor Ein—
tritt des Versicherungsfalls begründetes Pflegekind-

schaftsverhältnis nicht dadurch wieder wegfällt

(@ 1262 Absn 7 RVG), daß der Pflegevater den vor
Eintritt des Versicherungsfalles geleisteten Unter—

haltsbetrag wegen Verschlechterung seiner Ein—

kommensverhältnisse im Zusammenhang mit dem Ver—

sicherungsfall nicht mehr unverändert fortsetzen

kann° Insofern soll der Kinderzuschuß an die Stelle

des fortgefallenen höheren Einkommens des Rentners

treteno Hier ist die Lage jedoch anders„ Daß seit

dem 1. Oktober 1962 ein etwa vor Eintritt des Ver—.

sicherungsfalls begründetes Pflegekindschaftsver—

hältnis nicht mehr bejaht werden kann, ist in der

Erhöhung der eigenen Einkünfte des Kindes durch die

Berufsausbildungsbeihilfe begründet° Diese stand

uneingeschränkt für das Kind zur Verfügung (zu den
Voraussetzungen von Berufsausbildungsbeihilfe des

Arbeitsamts für ein Pflegekind vgl„ BSG‚Urteil vom

270 Juni 1961 - 7 RAr 20/60 - in SozR Nr„ 1 zu
9 137 AVAVG)° Insoweit brauchte der ursprüngliche
Kläger keinen Beitrag zum Unterhalt des nindes zu
leisten, gleichgültig ob er noch Arbeitseinkommen

hatte oder nicht. " "

Der zusätzliche Aufwand zu den Einkünften des Kindes

bis zur Deckung des Gesamtaufwands lag in der Zeit

zwischen Oktober 1962 und September 1965 je nach
Höhe der Lehrlingsbeihilfe, der Berufsausbildungs—

beihilfe und nach Wegfall des Erzeugerunterhalts et—

wa zwischen 18‚—— und im Höchstfalka— nur in den
Monaten März bis Dezember 1964 — 40r—— DM monatlich°

Da dieser zusätzliche Aufwand aber aus Mitteln des

ur3prünglichen Klägers und seiner Ehefrau bestritten

wurde, also nicht vom ursprünglichen Kläger allein
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stammte, überschritt, wie vom LSG mit Recht ausge—

führt, der Anteil des ursprünglichen Klägers wert—

mäßig nicht feststellbar einen Betrag, der als un-

erheblicher Beitrag des ursprünglichen Klägers an—

zusehen ist„

Somit kann nicht festgestellt werden; daß die Vor—

aussetzungen eines Pflegekindschaftsverhältnisses —
der nicht unerhebliche Beitrag zum Unterhalt des

Pflegekindes durch den Kinderzuschuß—Begehrenden -
während der Zeit vom Oktober 1962 bis September 1965

erfüllt war (@ 1262 Abs° 2 Nr; 7, Abs„ 7 RVG)°

Die Revision ist daher zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 des Sozial—
gerichtsgesetzes°
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